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zernverantwortungsinitiative, über
die wir bald abstimmen. Ein ande-
res die Durchsetzungsinitiative zur
Abzockerinitiative von Thomas
Minder, mit der die Gewerkschaf-
ten liebäugeln. Dass es so weit
kommt, haben jene zahlreichen
Unternehmen zu verantworten,
die das von Minder durchgesetzte
Verbot von Antritts- und Abgangs-
entschädigungen umgehen.

Dies ist nur ein Beispiel dafür,
welchen politischen Schaden un-
verantwortliches Handeln anrich-
tet, und zwar letztlich für die
Unternehmen selber. Sie und ihre
Verbände sollten deshalb dagegen
vorgehen. Doch der Unterneh-
mensdachverband Economiesuisse
ist seit Jahren gelähmt, die Ban-
kiervereinigung so zerstritten wie
noch nie. Sie sollten sich im eige-
nen Interesse wieder zusammen-
raufen und auf ihre Mitglieder ein-
wirken, ihre gesellschaftliche Ver-
antwortung wahrzunehmen.

Gelingt das nicht, provozieren
die Übeltäter unter den Unterneh-
men weitere Volksinitiativen, die
die Freiheit aller Firmen – auch der
ehrbaren – einschränken. Sie soll-
ten also aus purem Eigeninteresse
masshalten. Wirtschaft — 35

Eine neue Umfrage zeigt, dass jun-
ge Schweizerinnen und Schweizer
das Vertrauen in die Wirtschaft
verlieren. Damit sind sie nicht al-
leine. Die Leserbriefspalten der
Zeitungen sind voll mit Kommen-
taren zorniger Bürgerinnen und
Bürger, die sich über den Postauto-
Skandal, den Fall Raiffeisen/Vin-
cenz oder überrissene Managerge-
hälter aufregen. Ebenfalls für Wut
sorgen die nicht abreissenden Be-
stechungsfälle bei Novartis, die
mutmassliche Terrorfinanzierung
von LafargeHolcim in Syrien, die
heiklen Deals von Glencore im
Kongo, die Steuervermeidungs-
konstrukte in Panama oder die Ver-
wicklungen von SBB-Präsidentin
Monika Ribar in Angola.

Gewiss: In der Schweiz machen
kleine und mittelgrosse Unterneh-
men 99 Prozent der Firmen aus.
Die meisten von ihnen arbeiten
ehrlich und sauber, ebenso die
Mehrheit der Grossunternehmen.
Doch immer wieder verletzen
Wirtschaftsführer das seit Jahrhun-
derten in Europa verbreitete Prin-
zip des ehrbaren Kaufmanns. Sie
übersehen dabei, dass es in einem
demokratischen System unabding-
bar ist, das Vertrauen der Bevölke-

rung immer wieder neu zu gewin-
nen. Doch in den vergangenen Jah-
ren scheint vermehrt das Gegen-
teil der Fall zu sein.

Ein wichtiger Auslöser für den
Vertrauensschwund war die Fi-
nanzkrise von 2007/09. Ein zwei-
ter sind die nicht vermittelbaren
Millionengehälter, die vor allem
in Grosskonzernen bezahlt wer-
den. Diese Woche wurde bekannt,
dass Roche-Chef Severin Schwan
mit einer Vergütung von 13 Mil-
lionen Euro seine Position als Top-
verdiener unter Europas führen-
den Managern behauptet hat. Und
dass mit UBS-Chef Sergio Ermotti
und Novartis-Chef Joe Jimenez
zwei weitere Schweizer Konzern-
chefs in den Top 5 sind.

Nein, es ist nicht Missgunst,
wenn man sich dagegenstemmt.
Es geht um Klugheit: In einer De-
mokratie ist es schädlich, sich mit
zweistelligen Millionenlöhnen von
der Bevölkerung und der eigenen
Mitarbeiterschaft abzuheben. Es
ist unklug, die Umwelt zu verdre-
cken, soziale Standards zu verletz-
ten oder bei der Steuerflucht be-
hilflich zu sein. Denn die Folge ist,
dass die Gesetzesflut weiter zu-
nimmt. Ein Beispiel ist die Kon-

Unternehmen sind selber schuld,
wenn ihnen niemand vertraut

Überrissene Managerlöhne und Skandale wie bei Postauto oder Raiffeisen untergraben den Rückhalt
der Firmen in der Bevölkerung. Sie sollten aus Eigeninteresse masshalten, schreibt Peter Burkhardt

Peter Burkhardt,
Wirtschaftschef

«Immer wieder
verletzen
Wirtschaftsführer
das Prinzip des
ehrbaren
Kaufmanns»
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Ich sollte an diesem Sonntag wohl
etwas über Fussball schreiben,
wobei ich von der Weltmeister-
schaft bisher rein gar nichts mitbe-
kommen habe. Als Frau, und ob-
wohl aus der Kirche ausgetreten
und weder gläubig noch ungläubig,
müsste ich mich um das Stolpern
des Papstes in der Palexpo-
Messehalle in Genf oder in den Fra-
gen zur Frauenordination und der
Homo-Ehe kümmern. Als ehemalige
Regierungsrätin, damals zuständig
für Asylsuchende, sollte ich mir
Gedanken machen zur Ankündigung
Italiens, nicht mehr «das Flüchtlings-
lager Europas» spielen zu wollen.
Als Besitzerin eines SBB-General-
abonnements wäre es angebracht,
etwas Bashing gegen unsere Bun-
desbahnen zu betreiben: all die
Verspätungen, all die Zugausfälle!
Als Präsidentin der Schweizerischen
Stiftung SPO Patientenschutz sollte
ich mich zur ungenügenden Patien-
tensicherheit äussern, und als Prä-
mien- und Steuerzahlende müssten
mich die nicht immer zu rechtferti-
genden Kosten im Gesundheitswe-
sen zu Zornesworten treiben.

Ja, all das sollte ich tun. Aber
heute steht mir der Sinn nur da-
nach, dankbar zu sein. Dafür, dass
ich in einem Land lebe, in dem
man sich um mich kümmert, wenn
mir etwas fehlt.

Vor wenigen Tagen ist eine mir
sehr liebe Person in Frankreich
verunglückt. Mit schweren Verlet-
zungen an der Wirbelsäule wurde
sie mit der Ambulanz in ein Kran-
kenhaus gefahren. Dort liess man
sie auf der Transportunterlage lie-
gen. 36 Stunden lang, bis die Rega
sie holen konnte. Richtlinien besa-
gen, dass man nur 2 Stunden auf
dieser beinharten, ungepolsterten
Liege bleiben darf. Die verletzte
Person liess man in ihrem Urin lie-
gen, weil niemand wusste oder wis-
sen wollte, was bei einer Rücken-
verletzung zu tun sei, wenn jemand
urinieren muss. Katheter scheint
man nicht zu kennen, oder es war
zu mühsam, ihn einzuführen.
Schmerzmittel wurden nach Bitten
und Betteln gegeben; ein Mittel
aber, das nicht helfen kann bei star-
kem Leiden, das vor allem wegen
der harten Unterlage verursacht
wurde. Die Bitten um etwas Polster
unter Kopf und Knien blieben unge-
hört. Das war in Frankreich.

Wir hier in der Schweiz jammern
und klagen über zu hohe Kosten im
Gesundheitswesen, die bestimmt
um ein Fünftel eingespart werden
könnten, ohne dass es zu Zustän-
den wie in Frankreich kommen
würde. Wir jammern und klagen,
wenn wir im Spital kein Einzelzim-
mer haben, das Essen nicht
schmeckt, die Bettwäsche nicht
passt, wir etwas länger auf eine
Pflegeperson warten müssen.
Eine, die dann kommt, zuhört und
handelt.

Mit dem Blick ins Nachbarland
sage ich nur: Etwas mehr Beschei-
denheit und Dankbarkeit würde uns
hierzulande nicht schaden.

Susanne Hochuli ist
ehemalige Regierungsrätin der
Grünen im Kanton Aargau

Etwasmehr
Dankbarkeit

Hochuli

Die Online-Journalisten sind die Wilden der
Branche. Online ist schneller, chaotischer, un-
mittelbarer als Print. Das könnte sich in abseh-
barer Zeit ändern. Dafür verantwortlich ist ein
neues Expertengremium, das der Bundesrat
im Rahmen des neuen Mediengesetzes schaf-
fen will: die Kommission für elektronische
Medien, kurz Komem.

Die Kommission mit dem sper-
rigen Namen wird mächtig. Sie
soll künftig darüber entscheiden,
welche privaten Akteure Förder-
gelder aus dem Gebühren-Topf
erhalten sollen.

Bislang profitierten nur Radio
und Fernsehen von Fördergel-
dern. Neu soll das auch für Online-Medien gel-
ten, wenn sie hauptsächlich Audio- und
Videoinhalte anbieten werden. Reine Textseiten
auf Online-Portalen sollen nicht subventioniert

werden, um die Presse nicht zu konkurrenzie-
ren. Da Video und Text online schon jetzt in
allen möglichen Spielarten kombiniert werden,
dürfte die bundesrätliche Unterscheidung bald
einmal Makulatur werden.

Diese künstliche Trennung ist aber nicht das
grösste Problem. Es besteht die Gefahr, dass

Online-Medien ihr Schaffen auf
die Komem ausrichten werden,
um an Fördergelder zu kommen.
Das wäre gefährlich.

Die Komem-Experten werden
ihre Qualitätsurteile mit wissen-
schaftlichen Analysen abstützen.
Doch eine Maschinerie, die be-
richtet, analysiert und überprüft,

kann die Stärken des Online-Journalismus nur
beschränkt erfassen. Es waren genau diese
Experten, die wichtige Online-Entwicklungen
lange belächelt haben.

Der Online-Journalismus hat Leser zu Mit-
gestaltern gemacht. Journalisten haben ge-
lernt, welche Themen die Leser bewegen.
Sie haben erfahren, wie sie ihre Überschriften
schreiben müssen, damit sie auch gelesen
werden. Nur dank Online wurden neue Darstel-
lungsformen wie Listicles oder Faktenchecks
etabliert.

Online war in den letzten Jahren ein Innova-
tionstreiber. Doch die Innovationen sind nicht
entstanden, weil Journalisten sich an Quali-
tätsvorstellungen einer Kommission angepasst
haben. Sie sind entstanden, weil sich die
Journalisten an ihren Kunden orientierten:
den Lesern.

Online-Journalisten dürfen sich nicht zähmen lassen

Medienmacher

medienmacher@sonntagszeitung.ch

«Journalisten
haben gelernt,
welche Themen
die Leser
bewegen»

SimonWidmer,
Nachrichtenredaktor


